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Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes zu r Umsetzung des «Aktionsplans Inte-
grierte Grenzverwaltung» sowie zur finanziellen Unt erstützung von Kantonen mit Ausreise-
zentren an der Grenze 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Vorstand der KKJPD bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme innerhalb der vom 
EJPD verlängerten Frist und lässt sich zu den vorgeschlagenen Änderungen im Ausländer- und In-
tegrationsgesetz (AIG) wie folgt vernehmen: 

 

1. Umsetzung Aktionsplan “Integrierte Grenzverwaltu ng» 

Mit der vorgeschlagenen Gesetzesänderung werden zwei Massnahmen aus dem Aktionsplan zur in-
tegrierten Grenzverwaltung (IBM-Strategie) umgesetzt. Die KKJPD hat der Strategie der integrierten 
Grenzverwaltung in ihrer Herbstversammlung vom 14. November 2019 in Lenzburg vorbehaltslos zu-
gestimmt. Wir sind mit den vorgeschlagenen Gesetzesänderungen einverstanden. 

 

2. Redaktionelle Anpassungen 

Zu den redaktionellen Angleichungen des AIG an den Schengener Grenzkodex haben wir ebenfalls 
keine Bemerkungen. Dieser erscheinen uns sinnvoll und angezeigt. 

 

3. Anpassung der Nebenstrafbestimmung gegen Mensche nschmuggel 

Der Vorstand der KKJPD bedauert, dass von der Möglichkeit, den Straftatbestand des Menschen-
schmuggels ins Kernstrafrecht zu verschieben, abgesehen wurde. Wir wurden sowohl seitens der 
kantonalen Polizeibehörden wie auch von der schweizerischen Staatsanwältekonferenz darauf hin-
gewiesen, dass die Verschiebung ins Kernstrafrecht im Sinne der Strafverfolgungsbehörden gewe-
sen wäre. Auch die Erhöhung des Strafmasses für Menschenschmuggel von 5 auf 10 Jahre hätte 
der Vorstand der KKJPD begrüsst. Die Argumentation unter Ziff. 1.2.3.4 des erläuternden Berichts zu 
diesem Punkt erachten wir als nicht zielführend. 
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4. Umsetzung Motion Abate 17.3857 

Mit der vorgeschlagenen Umsetzung der Motion Abate 17.3857 werden zwei wichtige Lücken im 
Ausländergesetz geschlossen. Der Vorstand der KKJPD begrüsst sowohl die vorgeschlagene Lö-
sung zur finanziellen Unterstützung des Bundes für kantonale Ausreisezentren an der Grenze als 
auch die neue gesetzliche Grundlage für die kurzfristige Festhaltung von Ausländerinnen und Aus-
ländern in Ausreisezentren. Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf die ausführliche Stellung-
nahme der Vereinigung der Kantonalen Migrationsbehörden (VKM) vom 28. März 2020, welche wir 
vollumfänglich unterstützen. 

 

Abschliessend bedanken wir uns noch einmal für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

 

 

 

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

 

Baschi Dürr 
Vizepräsident 


